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Konjunkturpolitik

Lehren aus 
dem letzten Konjunkturzyklus

Hans G. Schachtschabel, Mannheim

Für die BRD lassen sich seit 1958 drei Kon­
junkturzyklen feststellen. Die Zykluslänge — 

von Tiefpunkt zu Tiefpunkt gemessen —  betrug je­
weils vier bis fünf Jahre, allerdings mit zeitlich 
verschieden ausgeprägten Auf- und Abschwung­
phasen.

Der letzte Konjunkturzyklus beginnt mit dem Tief­
punkt im Frühjahr 1967. Die sich anschließende 
Aufschwungphase nimmt etwa ab Spätherbst 1967 
ihren Anfang und mündet im Sommer 1968 in eine 
Phase der Hochkonjunktur ein, deren Höhepunkt 
im Spätsommer 1969 liegt. Nach Überschreitung 
des konjunkturellen Höhepunktes folgt eine etwa 
zweijährige Abschwungphase, die zur Jahreswen­
de 1970/71 von einem kurzfristigen konjunkturel­
len Zwischenhoch unterbrochen wird. Der Kon-

')  Es erübrigt sich, den letzten Konjunkturzyklus eingehend nach- 
zuzeidinen. Zu einer derartigen Beurteilung bietet s id i der vom 
Sachverständigenrat (SVR) im Jahresgutachten 1970/71 entwickelte 
Gesamtindikator in Verbindung mit der Zeitreihs der Wachstums­
raten des realen Bruttosozialproduktes (BSP) an. -  Vgl. dazu 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung, Jahresgutachten 1970/71, Ziff. 142 bis 145, sowie Jah­
resgutachten 1971/72, Ziff. 192 ff.

Prof. Dr. Hans G. Schachtschabel, 58, is t 
Leiter des Instituts für Volkswirtschaftslehre 
an der Universität Mannheim. Seine Spe­
zialgebiete sind Allgemeine Volkswirt­
schaftspolitik sowie Sozialpolitik und Ge­
nossenschaftswesen.

junkturzyklus schließt zur Jahreswende 1971/72 
mit einem Tiefpunkt ab.’) Der sich gegenwärtig 
abzeichnende Aufschwung setzt früher ein als er­
wartet.

Konjunkturpolitische Versäumnisse

Nach Meinung des Sachverständigenrates reichen 
die wichtigsten konjunkturpolitischen Versäumnis­
se in die frühe und mittlere Phase des Auf­
schwungs, also in die Zeit vor 1970 zurück.^) Die 
späteren konjunkturpolitischen Entscheidungen 
konnten allenfalls die Intensität, nicht aber die 
Tendenz der konjunkturellen Ausschläge beein­
flussen.

Ohne die Fehlerquellen im einzelnen nachzuwei- 
sen^), kann davon ausgegangen werden, daß 
über den genannten Zeitraum die beschäftigungs- 
und wachstumspolitischen Zielsetzungen der Re­
gierung weitgehend erreicht wurden. Als gravie­
rende konjunkturelle Erscheinung, und dies gilt 
für die Gesamtdauer des letzten Wachstumszyklus, 
muß die mangelnde Stabilität des Preisniveaus 
konstatiert werden.

Frage ist, ob die Lehren aus dem letzten Konjunk- 
turzyklus dazu beitragen können, gerade das auf-

■) Vgl. SVR, Jahresgutachten 1970/71, Ziff. 203.

’ ) Vgl. dazu im einzelnen: SVR, Jahresgutachten 1969/70, Ziff. 
231 ff.; Jahresgutachten 1970/71, Ziff. 188 ff.; Jahresgutachten 
1971/72, Ziff. 233 ff.
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gekommene Problem inflationärer Tendenzen zu 
lösen.

Forderung nach gemeinsamen AEctivitäten

Das konjunkturpolitische Handeln ist vor allem 
durch die immer weiter fortschreitende außenwirt­
schaftliche Verflechtung auf dem Güter- und Ka­
pitalsektor erschwert worden. Die bei den Han­
delspartnern aufgetretenen inflationären Tenden­
zen wurden zu einem maßgeblichen Teil in die 
BRD importiert.

Die durchaus begrüßenswerten wachsenden Inte­
grationsbestrebungen mit dem sichtbaren Ergeb­
nis zunehmender Abhängigkeit des binnenwirt­
schaftlichen vom ausländischen Preisniveau dür­
fen auf keinen Fall unterbrochen werden. Denn es 
würde zweifellos zu einem wohlfahrtsmindernden 
außenwirtschaftlichen Interventionismus oder gar 
Protektionismus kommen. Im Bereich des inter­
nationalen Währungswesens ist es aber auch nicht 
länger vertretbar, einseitig von Zeit zu Zeit Wech­
selkursparitäten festzusetzen, die im wesentlichen 
nur kurzfristig wirksam sind und im übrigen ledig­
lich Symptome kurieren.

Die in der BRD im Oktober 1969 viel zu spät und 
keineswegs ausreichend vollzogene DM-Aufwer- 
tung sowie das im Mai 1971 durchgeführte Floa­
ten haben zweifellos zur Sicherung der außen­
wirtschaftlichen Flanke beigetragen. Doch sind 
derartige Maßnahmen nicht mehrmals wiederhol­
bar, vor allem wegen der damit verbundenen la­
tenten Unsicherheit für die Exportwirtschaft. Auch 
die in letzter Zeit von Großbritannien vollzogene 
Freigabe des Wechselkurses des englischen Pfun­
des beweist, daß Alleingänge üblich werden kön­
nen, wenn der Mut zum gemeinsamen Handeln 
nicht gefunden wird.

Aus den angedeuteten Verhältnissen ergibt sich 
das zwingende Erfordernis, auf der Grundlage 
der Vereinbarungen von Washington am 17./18. 
12.1971 so bald wie möglich eine funktionsfähige 
Neuordnung des Weltwährungssystems zu reali­
sieren.

Auch die Integration innerhalb der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) bedarf weiterfüh­
render Impulse. Denn mit zunehmender Verwirk­
lichung eines wirtschaftlich geeinten Europas wird 
es immer notwendiger, nicht nur den Gemeinsa­
men Markt auszubauen, sondern auch konkret die 
Europäische Währungsunion zu schaffen. Diese 
Feststellung schließt ein, daß es für die EWG 
schnell und zügig um eine für alle Mitgliedstaaten 
gemeinsame Wirtschafts- und Währungspolitik ge­
hen muß, aus der konsequenterweise auch eine 
gemeinsame Konjunkturpolitik zu realisieren ist.

Der letzte Konjunkturzyklus liefert genügend Bei­
spiele dafür, daß die von einzelnen Mitgliedstaa­
ten, so auch von der BRD, isoliert getroffenen wirt- 
schafts-, währungs- und konjunkturpolitischen 
Maßnahmen nicht mehr voll wirksam sind oder 
nicht genügend durchschlagen. Die erfreuliche so­
zialökonomische Integration verlangt wesensge­
mäß nach gemeinsamen oder zumindest koordi­
nierten Aktivitäten.

Neue Ifonjunkturpoiitische Konzeption

ln der BRD wird seit dem Beginn des letzten 
Konjunkturzyklus eine neue konjunkturpolitische 
Konzeption vertreten und praktiziert, die eine 
makroökonomische Steuerung darstellt und als 
„Globalsteuerung“ bezeichnet wird.“) Insofern er­
scheint es aufschlußreich, den Einfluß dieser Ma­
kropolitik auf den binnenwirtschaftlichen Kon­
junkturverlauf zu überprüfen und daraus entspre­
chende Lehren zu ziehen.

Vorausgeschickt sei, daß nach der neuen konjunk­
turpolitischen Konzeption neben der Mikropolitik, 
die als Ordnungs- bzw. Wettbewerbspolitik die Be­
ziehungen der einzelnen Wirtschaftssubjekte auf 
dem Markt (Markt- oder Selbststeuerung) regu­
liert, die Makropolitik nach indikativer Art eine 
planvolle Beeinflussung globaler Größen an­
strebt.*) Gemeint ist eine rationale Wirtschafts­
politik, die nach einem abgestimmten, mittelfristig 
orientierten Gesamtkonzept vorgeht.

Ausgangspunkt rationaler Wirtschaftspolitik sind 
die Steuerungsgrundlagen Diagnose und Progno­
se, Jahresprojektion und Maßnahmenprogramme, 
sämtlich niedergelegt im Jahreswirtschaftsbericht 
und dort verknüpft mit kritischen Auseinander­
setzungen über die vom SVR Im Jahresgutachten 
erarbeiteten Ergebnisse. Der letzte Konjunktur­
zyklus läßt erkennen, daß der Eignungsgrad die­
ser Steuerungsgrundlagen zur Konjunkturlenkung 
im wesentlichen von zwei Komponenten abhängig 
ist:

Einerseits davon, ob und in welchem Umfang die 
Entscheidungssubjekte auf politischer Ebene (Bun­
desregierung, Bundesbank, Länder, Gemeinden), 
im Bereich der autonomen Gruppen (Tarifpartner) 
sowie auf Mikroebene die prognostizierten Daten 
und projektierten Zielsetzungen zur Grundlage 
ihres Verhaltens machen.

Andererseits davon, wie sich der Verbindlichkeits­
charakter der Steuerungsgrundlagen darstellt oder

‘ ) Die rechtliche Grundlage Ist das „Gesetz zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft v. 8. 6.1967“ (StWG; 
BGBl. I 1967, S. 582 ff.).

s) Vgl. dazu insbes. K. S c h i 11 e r : Preisstabilität durch globale 
Steuerung der l^arictwlrtschaft, Tübingen 1966, S. 21.
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durchsetzen läßt. Die Durchsetzungsmöglichl<eit 
der Lenl<ungsmaßnahmen wird prinzipiell durch 
die demokratische Struktur sowie den pluralisti­
schen Aufbau von Gesellschaft und Wirtschaft 
limitiert.

Zuverlässigkeit der Prognosen

Im einzelnen sind folgende spezielle Probleme zu 
berücksichtigen:

Gravierend ist, daß die Wirkung der Prognose 
auf das Entscheidungsverhalten sowohl theore­
tisch als auch praktisch-empirisch bislang noch 
weitgehend ungeklärt ist. Es wird angestrebt, 
Prognosen als Mittel der informierenden Kommu­
nikation mit dem Ziel einzusetzen, den Entschei­
dungssubjekten unverbindliche Orientierungshil­
fen zu liefern, um die Unsicherheit ihrer Zukunfts­
erwartungen zu reduzieren.

Doch beweist gerade der letzte Konjunkturzyklus, 
daß die globale Steuerung entscheidend von der 
Zuverlässigkeit der Prognosen abhängt. Es ist 
keineswegs zureichend gelungen, im Rahmen der 
Erstellung von Prognosen die relevanten Daten in 
ihrer Komplexität und Interdependenz sicher zu 
verfassen. Die vorgelegten Daten sind infolge 
mangelhafter Verfahren nicht selten ungenau, so 
daß sie kein eindeutiges Bild der sozialökonomi­
schen Wirklichkeit wiedergeben. Die Daten sind vor­
nehmlich ex-post-Werte, die sich nicht ohne wei­
teres in ex-ante-Größen umwandeln lassen. Inso­
fern werden im wesentlichen Trendanalysen und 
Extrapolationen herangezogen, die in ihrem Aus­
sagewert immer noch mehr Prophetien als Prog­
nosen gleichzusetzen sind.

Definition der Zielsetzungen

Auf der Grundlage von Diagnose und Prognose 
sowie eingebettet in eine Projektion der mittel­
fristigen Wirtschaftsentwicklung definiert die Jah­
resprojektion die wirtschaftspolitischen Zielsetzun­
gen für den Planungszeitraum. Sie setzt für den 
staatlichen Bereich verbindliche Ziele, nicht aber 
für andere. Denn den autonomen Gruppen sowie 
den sonstigen Wirtschaftssubjekten dient sie le­
diglich als allgemeine Information, obwohl immer 
wieder Bestrebungen bemerkbar sind, sie zur 
Grundlage effizienter Koordination der wirtschafts­
politischen Trägerinstanzen zu machen.

In diesem Zusammenhang ist darauf zu verwei­
sen, daß bei bestehender pluralistischer Gesell- 
schafts- und Wirtschaftsstruktur neben dem Staat 
dem Verbandswesen eine maßgebliche Verant­
wortung für die konjunkturelle Entwicklung zu­
kommt. Kernpunkt ist binnenwirtschaftlich zweifel­
los das Verhalten der auf dem Arbeitsmarkt agie­
renden autonomen Gruppen, also der Gewerk­

schaften und Arbeitgeberverbände. Im marktwirt­
schaftlichen System bedarf sowohl die mikroöko­
nomische Selbststeuerung als auch gerade die 
makroökonomische Globalsteuerung der Ergän­
zung durch koordiniertes Verhalten der autono­
men Gruppen im Rahmen einer Konzertierten Ak­
tion zwecks „Absicherung der einkommenspoliti­
schen Flanke“.

Es ist an anderer Stelle darauf hingewiesen wor­
den, daß die bisher praktizierte Form der Konzer­
tierten Aktion dieser Zielsetzung nicht gerecht ge­
worden ist. Insofern ist die Lehre daraus zu zie­
hen, das System der Globalsteuerung durch jähr­
liche, von den beteiligten Instanzen und Gruppen 
gemeinsam zu erstellende Zentralprojektionen zu 
ergänzen.*) Sie sollten in kritischen konjunkturel­
len Zeiten von allen Beteiligten als grundlegende 
Orientierung für ihr Verhalten anerkannt werden, 
insbesondere auch von der Anbieterseite für ihre 
Preispolitik. Bei dem Vorschlag handelt es sich 
nicht um eine stillschweigende oder aufgezwun­
gene und schon gar nicht um eine vertragliche 
Verpflichtung gegenüber der staatlichen Wirt­
schaftspolitik (Bundesregierung), auch nicht um 
einen Vertrag oder Pakt zwischen den autonomen 
Gruppen. Vielmehr geht es allein darum, bei ge­
gebenem Anlaß außergewöhnlich hoher Inflations­
raten im Rahmen freier Entscheidung auf der 
Grundlage gemeinsamer Verantwortung dem Sta­
bilitätsziel durch projektionsgebundenes Verhal­
ten zuzustreben.

Um Mißverständnisse auszuschließen, sei zu den 
Bemerkungen über die Steuerungsgrundlagen der 
Makropolitik abschließend erwähnt, daß nach dem 
Verlauf des letzten Konjunkturzyklus nur bedingt 
darüber befunden werden kann, ob und inwieweit 
die Globalsteuerung ihre Bewährungsprobe be­
standen hat. Jedenfalls erscheint es völlig falsch, 
die Globalsteuerung deswegen zu verwerfen, well 
an Hand unzulänglicher Prognosen konjunktur­
politischen Entscheidungen der volle Erfolg ver­
sagt geblieben ist. Auch die Unverbindlichkeit der 
Projektionen ist prinzipiell kein stichhaltiges Argu­
ment. Denn die Prognosen können durchaus mit 
weiterentwickelten Verfahren wesentlich verbes­
sert werden, und die Projektionen können stärker 
als bisher zur Grundlage gemeinsamer konjunk­
turpolitischer Aktivitäten gemacht werden.

Problem des Timing

Bei der Beurteilung des letzten Konjunkturzyklus 
ist noch das lag-Problem zu erwähnen, auf das 
der SVR nachdrücklich eingegangen ist.') Denn

‘ ) Vgl. dazu H. Q. S c h a c h t s c h a b e l :  Nahziel Stabilität. 
In: Marktwirtschaft, Zeitschrift für W irtschaftspolitik und Wettbe­
werb, 1972, Heft 6, S. 14 f.
’ ) Vgl. SVR, Jahresgutachten 1969/70, Ziff. 231 ff.
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gerade der letzte Konjunkturzyklus verdeutlicht, 
daß sowohl der Zeitpunkt des Einsatzes als auch 
derjenige der fühlbaren Wirkung der durchgeführ­
ten Maßnahmen ex-ante nur schwer bestimmbar 
ist. Ein konjunkturgerechtes „timing“ bleibt schon 
auf Grund der Entscheidungs- und Wirkungsver­
zögerungen weitgehend der Intuition der Entschei­
dungsinstanzen überlassen. Es zeigt sich die Ge­
fahr, daß an Stelle einer antizyklischen eine pro­
zyklische Wirkung eintritt, die eine Verstetigung 
des Konjunkturverlaufes wenn nicht unmöglich 
macht, so aber doch außerordentlich erschwert.

Nach Meinung des SVR war konjunkturpolitisches 
Fehiverhalten beispielsweise darauf zurückzufüh­
ren, daß der Einsatz konjunkturpolitischer Maß­
nahmen am Indikator der Preisentwicklung auf den 
Verbrauchermärkten ausgerichtet wurde. Als lag- 
ging-lndikator zeigt er Fehlentwicklungen aber 
immer erst dann an, wenn es für eine prophylak­
tische Konjunkturpolitik bereits zu spät ist.®)

Einführung von Regelmechanismen

Da trotz des Einsatzes eines relativ modernen 
Instrumentariums eine Verstetigung des Konjunk- 
tun/erlaufes nicht ohne weiteres und auch nicht 
immer ausreichend erzielt werden konnte, ist in 
letzter Zeit verschiedentlich die Einführung von 
Regelmechanismen gefordert worden, also —  ein­
fach formuliert —  die verbindliche Festlegung 
eines Maßnahmenkataloges, der bei Eintritt einer 
bestimmten, im voraus festgelegten Konstellation 
wirtschaftspolitisch relevanter Daten anzuwenden 
ist. Wenn auch die vielfältigen Probleme, die mit 
der stärkeren Berücksichtigung von Regelmecha­
nismen in der Wirtschaftspolitik verbunden sind, 
keinesfalls verkannt werden, so steht doch außer 
Zweifel, daß damit bestimmte Nachteile diskretio­
närer Maßnahmen vermieden werden können. In 
diesem Zusammenhang ist vor allem an die Aus­
schaltung oder zumindest Reduzierung von Zeit­
verzögerungen sowie von Einflußmöglichkeiten 
der Interessenverbände auf die wirtschaftspoliti­
schen Entscheidungsträger zu denken.

Rolle der Wettbewerbspolitik

Natürlich darf nicht übersehen werden, daß der 
Staat auch mit Hilfe der Wettbewerbspolitik in die 
Selbststeuerung der Wirtschaftssubjekte im Mikro­
bereich eingreifen und damit die Wirkungsweise 
des marktwirtschaftlichen Systems fördern kann. 
Denn es leuchtet ein, daß wettbewerbsbeschrän­
kende Anbietermacht, Preisbindungssysteme der 
zweiten Hand sowie mangelnde Markt- und Quali­
tätstransparenz für den Verbraucher Faktoren dar­
stellen die inflationären Tendenzen Vorschub lei­
sten und Barrieren gegenüber stabilitätspolitischen 
Bemühungen bilden.

Die bedauerlicherweise immer noch nicht abge­
schlossene Novellierung des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen könnte zur Lösung 
des auch konjunkturell bedeutsamen Problems 
der Marktmacht beitragen. Auch sollten erneut Er­
örterungen über ein Verbot der Preisbindung der 
zweiten Hand in Gang kommen. Das kürzlich im 
Aufträge des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Finanzen fertiggestellte Scherhorn-Gutachten 
über Möglichkeiten, das Marktinformatlonspoten- 
tial der Verbraucher zu stärken und die institutio­
nellen Grundlagen der Verbraucheraufklärung zu 
verbessern und auszubauen, kennzeichnet die Be­
strebungen, auch die Marktsteuerung verstärkt in 
den Dienst der Stabilisierung zu stellen.

Institutionelle Regelungen

Schließlich soll lediglich noch darauf verwiesen 
werden, daß sich auch eine institutionell-organisa­
torische Lehre aus dem letzten Konjunkturzyklus 
ergibt. In der BRD ist seit 1971 das Bundesmini­
sterium für Wirtschaft mit dem Bundesministerium 
für Finanzen unter einer Leitung zum Bundesmini­
sterium für Wirtschaft und Finanzen zusammenge­
faßt worden. Zwecks Durchführung einer wirkungs­
vollen Konjunkturpolitik bietet sich eine derartige 
organisatorische Zusammenfassung durchaus an. 
Denn gerade das im StWG für die Globalsteue­
rung festgelegte fiskalpolitische Instrumentarium 
ist für die Erreichung wirtschafts- bzw. konjunk­
turpolitischer Ziele von entscheidender Bedeu­
tung. Insofern ist es zweckmäßig, dem für die wirt­
schaftliche Entwicklung und den konjunkturellen 
Verlauf zuständigen und verantwortlichen Minister 
auch das zur Verfügung stehende Instrumentarium 
zu überantworten.

Doch hat sich inzwischen erwiesen, daß es gerade 
wegen der notwendigen Konzentration konjunk- 
turpolitischer Aktivitäten in einer Hand unerläßlich 
erscheint, eine selbständig bestehende admini­
strative Instanz für allgemeine wirtschafts-, Indu­
strie- und handelspolitische Angelegenheiten zu 
schaffen. Dies nicht zuletzt deswegen, um der 
makropolitischen Globalsteuerung zwecks Verste­
tigung des Konjunkturverlaufes nicht nur ein grö­
ßeres Gewicht zu verschaffen, sondern um die ent­
scheidende institutionell-organisatorische Voraus­
setzung für eine konzentrierte Bewältigung aller 
jener konjunkturpolitischen Aufgaben zu besitzen, 
die sich aus den Lehren und Erfahrungen des letz­
ten Konjunkturzyklus ergeben haben. Vielleicht 
ist es dann auch möglich, das erforderliche Zu­
sammenspiel zwischen der Konjunkturpolitik des 
Bundes und der Monetärpolitik der Zentralbank 
noch effizienter als bisher zu gestalten.

•) Vgl. SVR, Jahresgutachten 1970/71, Ziff. 197.
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